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Schweiz
Mittwoch, 1. September 2021

Die Juso können denTrend nicht
wenden: Laut den neuesten
Ergebnissen der Umfrage von
Tamedia und «20 Minuten» ist
die Zustimmung für ihre 99-Pro-
zent-Initiative von 45 auf 40 Pro-
zent gesunken. Für ein Neinma-
chen sich dagegen 55 Prozent der
Befragten stark, 6 Prozentpunkte
mehr als in der ersten Welle
Anfang August.

«Damit ist die Wahrschein-
lichkeit hoch, dass die Initiative
am 26. September abgelehnt
wird», sagt Lucas Leemann, der
mit Fabio Wasserfallen die Um-
fragenvonTamedia und «20Mi-
nuten» durchführt. Laut den bei-
den Politologen hat sich die Po-
larisierung nach Parteisympathie
verstärkt: Unterstützung für die
Vorlage findet sich lediglich im
linken Lager. Die Zustimmung
bei SPundGrünen liegt bei knapp

80 Prozent. Wählerinnen und
Wähler aller anderen Parteien
lehnen das Anliegen deutlich ab.

Mitinitiantin und Juso-Präsi-
dentin Ronja Jansen sagt zur
Umfrage: «Den Rechten ist es of-
fenbar gelungen,vieleMenschen
mit ihrer Angstkampagne zu
verunsichern.»

Nur ein Prozent der Befragten
gibt an, noch unentschieden zu
sein.DieMeinungen sind also ge-
macht.Dennoch starten die Jung-
freisinnigen kurz vor Torschluss
eine aufwendige Kampagne. In
der «Schweiz am Wochenende»
hat die Jungpartei am Samstag
ein doppelseitiges Inserat gegen

die Juso-Initiative platziert. Lis-
tenpreis: 114’350 Franken.

Am kommenden Sonntag soll
auch in der «SonntagsZeitung»
(diewie diese Zeitung zurTame-
dia-Gruppe gehört) ein Inserat
der Jungfreisinnigen erscheinen.
Hier liegt der offizielle Preis bei
67’163 Franken. Die beiden An-
zeigen kommen also auf rund
180’000 Franken zu stehen.

Die Kampagne stösst auf Er-
staunen: «Woherhaben die Jung-
freisinnigen soviel Kohle?», frag-
te «Weltwoche»-Verleger und
SVP-Nationalrat Roger Köppel
gestern in seinem Podcast. «Da-
mit hängen sich die Jungpoliti-
ker an denGeldtropf einflussrei-
cher Sponsoren», sagt Köppel.

Laut ihrem Präsidenten Mat-
thiasMüller finanzierendie Jung-
freisinnigen ihre politischen
KampagnenausMitgliederbeiträ-

genundSpenden.«Mit 4400Mit-
gliedern sindwir klar die stärks-
te bürgerliche Jungpartei, undwir
sind der natürliche Gegenspieler
der Jungsozialisten», sagtMüller.

«Hirnzellen sind intakt»
Juso-Präsidentin Jansen sagt:
«Ich habe noch nie von einer
Jungpartei gehört, die so viel in
Inserate buttern kann.» Dahin-
termüssten die Konzernverbän-
de oder schwerreiche Geldgeber
stehen. «Diese schieben lieber
eine Jungpartei vor, als selbermit
ihrem Namen hinzustehen.»

An die Adresse von Köppel
und Jansen sagt Müller: «Keine
Sorge: Wir waren nie unabhän-
giger. Unsere Hirnzellen sind
intakt.Wir lassen uns nichts auf-
oktroyieren und uns schon gar
nicht von reichen Mäzenen oder
Verbänden steuern.» ImÜbrigen

habe Rot-Grün bei der Konzern-
verantwortungsinitiative wäh-
rend Jahren massiv mehr Geld
ausgegeben als liberale Akteure.

Anders als die 99-Prozent-
Initiative findet die Ehe für alle
knapp vier Wochen vor dem Ab-
stimmungstermin eine komfor-
tableMehrheit: 66 Prozent sagen
dazu Ja, 33 Prozent sprechen sich
dagegenaus.DieZustimmunghat
gegenüberder erstenWelle leicht
zugenommen, um 2 Prozent-
punkte. Die Hälfte der Zustim-
menden gibt an, dassHomo- und
Bisexualität längst Normalität
seien und die Ausweitung der
Ehe also eine Ungleichbehand-
lung behebe.Knapp einDrittel ist
derMeinung, dass der Staat eine
Lebensform nicht einer anderen
vorziehen dürfe.

Edgar Schuler

99-Prozent-Initiative verliert weiter Boden
Zweite Abstimmungsumfrage Die Kampagne gegen die Initiative der Juso zeigt Wirkung. Die Ehe für alle findet eine komfortable Mehrheit.

99-Prozent-Initiative

28 12 5 8 47

Ehe für alle

60 6 4 29

Tamedia-Umfrage zur Abstimmung vom 26. September 2021

Total 15’583 gewichtete Antworten, in Prozent

Ja Eher Ja Eher Nein Neink. A.

Grafik: vif / Quelle: Tamedia-Umfrage. Umfragetage: 26.–27. 8. 2021. Max. Stichprobenfehler-
bereich: +/−1,2 %-Punkte. Umfrage in Zusammenarbeit mit der Leewas GmbH der Politologen
Lucas Leemann und Fabio Wasserfallen. Weitere Informationen unter www.tamedia.ch.

50%

Alessandra Paone

Kristjan ist 30 Jahre alt, arbeitet
in der medizinischen Branche
und ist seit Februar Vater. Sein
Engagement für den Vater-
schaftsurlaub hat ihn seinen Job
gekostet, wie er am Telefon er-
zählt. Vor der Abstimmung im
vergangenen Herbst kam es mit
seiner Chefin immer wieder zu
Diskussionen – siewar entschie-
den dagegen, er klar dafür.

Aus den Diskussionen wurde
Streit, und Kristjan erhielt die
Kündigung.DieWorte seinerChe-
fin seien gewesen: «So, jetzt hast
du ja deine freien Tage.» Als sei-
ne Tochter zur Welt gekommen
sei, habe sein neuer Arbeitgeber
den Vaterschaftsurlaub zwar ge-
nehmigt, ihm den freien Tag bei
der Geburt jedoch verwehrt.

Am 27. September 2020 hat
das Schweizer Stimmvolk einem
zweiwöchigen bezahlten Vater-
schaftsurlaub zugestimmt. Seit
dem 1. Januar ist dieser in Kraft –
theoretisch, denn bei derUmset-
zung in die Praxis hapert es noch.

«Ohne Konsultation»
Vor der Einführung des Vater-
schaftsurlaubs hatten Väter bei
der Geburt ihres Kindes gesetz-
lich einen freien Tag zur Ver
fügung.Das Staatssekretariat für
Wirtschaft (Seco) hat diesen aber
noch im letzten Jahr auf seiner
Website aus der Liste der freien
Tage für besondere Anlässe ge-
strichen. «Klammheimlich und
ohne Konsultation», wie der
GewerkschaftsdachverbandTra-
vailsuisse sagt.

Der Präsident des Dachver-
bands und frühere SP-National-
rat Adrian Wüthrich sagt: «Das
Parlament hat nie darüber dis-
kutiert, diesen Tag zu streichen.
Ich war bei allen Debatten da-
bei.» Das wird vom Seco denn
auch nicht bestritten: Es gebe
tatsächlich keine Hinweise dar-
auf, dass National- und Stände-
rat den freien Tag durch den
Vaterschaftsurlaub ersetzen
wollten, bestätigt Seco-Sprecher
Fabian Maienfisch. Es sei aber
eine Frage derAuslegung: «Man
kann der Ansicht sein, dass die-
serUrlaub erhalten bleibt, da das

Parlament nicht ausdrücklich
gesagt hat, dass er ersetzt wer-
den soll.Man kann aber auch der
Ansicht sein, dass es die Frage
abschliessend regeln und keinen
Raum für einen zusätzlichen
Urlaub belassen wollte.»

Um diesen und noch andere
Punkte zu klären, gab Travail
suisse im Frühling bei Thomas
Geiservon derUniversität St.Gal-
len ein Gutachten inAuftrag.Der
Arbeitsrechtler kommtdarin zum
Schluss, dass der Tag der Geburt
zusätzlich zum Vaterschaftsur-
laubweiter bestehenmuss.Väter
hätten somit nicht nur zehn, son-
dern elf Tage für den Start ins
Familienleben zur Verfügung.

Das Seco nimmt zumGutach-
ten keine Stellung.Abschliessend
könne die Frage, ob der Tag der
Geburt zum Vaterschaftsurlaub

dazuzurechnen sei oder nicht,
nurvon einemZivilgericht bei ei-
ner individuellen Streitigkeit ge-
klärt werden, schreibt Maien-
fisch. Einer solchen gerichtlichen
Klärung stehe das Seco völlig of-
fen gegenüber. Lägen dem Seco
entsprechende Gerichtsurteile
vor, würde die Situation auf je-
den Fall neu beurteilt.

Niemand hatte denMut
Für Travailsuisse wäre der Gang
vor Gericht der Idealfall. Rund
70Männerhaben sichbeimDach-
verband gemeldet; leider habe
bisher niemand den Mut gehabt,
zuklagen,sagtVerbandspräsident
Wüthrich. Die Angst vor den Fol-
gen amArbeitsplatz sei zu gross.

Der Kündigungsschutz ist ein
weiterer entscheidender Punkt
bei der Umsetzung des Vater-

schaftsurlaubs. ImGegensatz zu
denMüttern ist dieser für frisch-
gebackene Väter nicht gegeben.
Greta Gysin, grüneNationalrätin
und Co-Präsidentin des Perso-
nalverbands Transfair, kämpft
für eine Gesetzesanpassung und
hat im Parlament eine entspre-
chende Motion eingereicht.

Die Erfahrung der letzten
Monate habe gezeigt, wie einige
Väter aus Angst vor Konsequen-
zenwie einer Kündigung zöger-
ten, den Vaterschaftsurlaub zu
beziehen, schreibt sie. Manche
Arbeitnehmer würden unter
Druck gesetzt, damit sie auf ihre
Ferientage verzichten. Auch im
tragischen Fall einer Totgeburt
oder falls ein Kind bei derGeburt
stirbt, sindVäter gegenüberMüt-
tern benachteiligt. Der Vater-
schaftsurlaub wird dann nicht

gewährt. Dazu ist ebenfalls ein
Vorstoss von Gysin hängig.

«Es sind einige Baustellen»,
sagt Travailsuisse-Präsident
Wüthrich. Ihn ärgert aktuell aus-
serdem die Situation bei der
SchaffhauserKantonalbank.Die-
se kürzt denMutterschaftsurlaub
für ihre Mitarbeiterinnen von 16
auf das gesetzliche Minimum
von 14 Wochen und nennt als
Grund die Gleichbehandlungvon
Männern und Frauen.

Präzedenzfall verhindern
Als Reaktion darauf lancierte die
Kampagnenorganisation Cam-
pax eine Onlinepetition, die via
Whatsapp-Chat auch an die
Bankmitarbeiterinnen ging.Tra-
vailsuisse forderte zudem in ei-
nemoffenen Brief die Geschäfts-
leitung der Schaffhauser Kanto-

nalbank auf, diesen Schritt
wieder rückgängig zu machen.
Man müsse unbedingt verhin-
dern, dass mit diesemVorgehen
ein Präzedenzfall für andere
Unternehmen geschaffenwerde,
sagt Wüthrich.

Die Schaffhauser Kantonal-
bank kündigte am Montag an,
dass siemit Personalvertreterin-
nen und Personalvertretern in
den kommenden Wochen ein
Modell ausarbeiten und nach
Rücksprache mit dem Banken-
personalverband derÖffentlich-
keit präsentieren werde. Chef
Martin Vogel sagt: «Wir fördern
Familien sehr aktiv und fokus-
sieren auf Lösungen, die der in-
dividuellen Situation gerecht
werden.» Die Zielvorstellungen
der Bank gingen weit über das
gesetzliche Minimum hinaus.

Väter halten still – aus Angst vor Benachteiligung
Start ins Familienleben Bei der Umsetzung des Vaterschaftsurlaubs hapert es: Der Bund streicht einen Urlaubstag.
Die Männer werden zum Verzicht gedrängt, und Firmen kürzen bei den Müttern.

Ein Schritt in Richtung Gleichbehandlung: Seit Anfang Jahr haben Väter zwei Wochen bezahlten Urlaub, um Zeit mit ihrem Kind zu verbringen. Foto: Gaëtan Bally (Keystone)
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Markus Brotschi

Die Zahl der Covid-Patienten in
Intensivpflege steigt weiter an
und nähert sich der Marke von
300. DieserWert gilt als eine der
Schwellen, die auf eine Überlas-
tung der Intensivstationen hin-
weisen. Gestern lag die Zahl der
Intensivpatienten nur noch we-
nig unter 300. Dennoch sind die
Experten des Bundes nichtmehr
so alarmiertwie vor einerWoche.
Die gemeldeten Infektionen hät-
ten sich in denvergangenen zwei
Wochen stabilisiert, sagte Virgi-
nie Masserey, Leiterin Sektion
Infektionskontrolle im Bundes-
amt für Gesundheit (BAG), vor
den Medien.

Die Auslastung der Intensiv-
pflegeplätze werde aber wegen
der zeitlichen Verzögerung zwi-
schen Infektion und Spitalein-
weisungwohl auch in den kom-
mendenTagen noch zunehmen,
ebenso die Todesfälle aufgrund
von Corona.Die Lage in den Spi-
tälern bleibe angespannt.

Situation ist zurzeit zu volatil
Bis auch in den Spitälern auf-
grund der stagnierenden bis
leicht rückläufigen Fallzahlen
eine Entspannung eintritt, wird
es noch mehrere Wochen dau-
ern.Dennoch dürfte derBundes-
rat heute die Einführung der Zer-
tifikatspflicht für weitere Berei-
che, darunter die Restaurants,
aufschieben. Mehrere Quellen
bestätigen, dass Gesundheits
minister Alain Berset dem Bun-
desrat noch keinen Antrag auf
Ausweitung derZertifikatspflicht
unterbreite. Die Situation sei
zurzeit zu volatil, und dieweite-
re Entwicklung insbesondere in
den Spitälern sei abzuwarten.

Falls unmittelbar eine Über-
lastung des Gesundheitswesens
droht, kann der Bundesrat die
Zertifikatspflicht auf Restau-
rants, Bars sowie allenfalls wei-
tere Bereiche wie Fitnesscenter,
mittelgrosse und kleinereVeran-
staltungen sowie Kinos jedoch
rasch ausweiten. Denn in der
Konsultation, die der Bundesrat
vor einerWoche eröffnete, befür-
worteten die Kantone sowie Par-
teien und Verbände die Mass-
nahme. Dagegen äusserten sich
nur die SVP sowie der Gastro-
und der Gewerbeverband.

NochvoreinerWocheherrsch-
te unter den Experten des Bun-

des Alarmstimmung. Falls die
Spitaleinweisungenvon Corona-
Patienten und die Zahl der Er-
krankten in Intensivpflege wei-
ter so stark anstiegenwie in den
ersten Augustwochen, seien die
Spitäler in vier bis sechsWochen
überlastet, sagte Patrick Mathys
vom BAG.

Anstieg vorerst gebremst
Nun scheint zumindest bei den
täglichen Neuinfektionen der
Anstieg vorerst gebremst. Das
BAG meldete gestern 2703 neue
Fälle, vor einer Woche waren es
2993 gewesen. Bei den Spitalein-
weisungen lag der 7-Tage-Durch-

schnitt der täglichen Hospitali-
sierungenMitteAugust noch bei
gut 70 Fällen, letzteWoche noch
bei rund 55 Fällen.

Nach wie vor ist die Auslas-
tung der Spitäler jedoch hoch,
wie Meldungen aus den Kanto-
nen zeigen. «Wir müssen schon
seit Tagen Anfragen anderer
Kantone ablehnen, die uns Co-
vid-Intensivpatienten überwei-
sen wollen», sagte Philipp Lutz,
Kommunikationsbeauftragter
des St. Galler Kantonsspitals,
gegenüber dem Ostschweizer
Newsportal FM1 Today.

Auch imKantonThurgauwa-
ren am Wochenende alle IPS-

Plätze belegt, sodass Patientin-
nen und Patienten ausserkanto-
nal behandelt werden mussten.
Auch in anderen Kantonen ist
die Lage in den Spitälern ange-
spannt.

Der Kanton Thurgau zog
wegen der hohen Belastung der
Spitäler die Bewilligung für die
im September geplante Ersatz-
veranstaltung des Open Airs
Frauenfeld zurück. Wegen der
rasant steigenden Fallzahlen
und der damit verbundenen
Hospitalisierungen «wäre die
Durchführung Mitte September
nicht verantwortbar gewesen»,
teilte der Regierungsrat mit. Die

Veranstalter zeigten Verständ-
nis, stellten jedoch fest, dass die
Absage vermeidbar gewesen
wäre. In einer Mitteilung wird
das potenzielle Publikum aufge-
fordert, sich impfen zu lassen,
damit in der Kulturbranche und
anderswowieder einwenig Nor-
malität einkehre.

SVPwill mehr Intensivplätze
Die SVP wiederum verlangt die
Aufstockung der Intensivplätze
von derzeit knapp 900 auf 1200
bis 1300. Dies sei «zielführender
und letztlich unter dem Strich
günstiger» als eineAusdehnung
der Zertifikatspflicht, die wirt-

schaftliche Schäden in Milliar-
denhöhe verursache.

Dem hält der St. Galler Spital-
sprecher entgegen, dass der
grösste begrenzende Faktor für
Intensivbetten das Personal sei.
Diplomierte Pflegefachleute mit
Intensivausbildung seien stark
spezialisiert und gesucht. Laut
der Berner Kantonsärztin ist die
Belastung in den Spitälern auch
deshalb so gross, weil für die
Intensivpflege nötiges Fach
personal wegen der hohen Be-
lastung in den letztenWellen ab-
gewandert ist. «Es können also
nicht einfach so neue Intensiv-
plätze geöffnet werden.»

Noch darfman ohne Zertifikat in die Beiz
Corona-Regeln Die Belastung der Spitäler ist weiterhin hoch, doch die Fallzahlen haben sich stabilisiert.
Deshalb verschiebt der Bundesrat wohl den Entscheid zur Ausweitung der Zertifikatspflicht.

Die Lage bleibt angespannt: Covid-Patient in der Isolationsstation des Universitätsspitals Zürich. Foto: Keystone

Vor der heutigen Bundesratssit-
zung haben die Kantone deutli-
che Forderungen gestellt. «Im
Hinblick auf die aktuellen Erfah-
rungen mit Reiserückkehrern
und die bevorstehendenHerbst-
ferien erwartenwirvomBundes-
rat eineVerschärfung der Einrei-
sekontrolle», schrieb der Kanton
Obwalden am Montag an die
Regierung. Eine «Wiedereinfüh-
rung der Quarantäneliste der
Ländermit hoher Inzidenz» for-
derte der Kanton Aargau.

Und die Bündner Regierung
mahnte, für die Einreise in die
Schweiz müsse «zwingend eine
Zertifikatspflicht vorgesehen
werden, insbesondere für Län-

dermit hohen Fallzahlen».Meh-
rere andere Kantone äusserten
sich ähnlich.

Von der Politik erhalten die
Kantone starke Unterstützung.
Ruth Humbel, Gesundheitspoli-
tikerin der Mitte, schlug gegen-
über «20 Minuten» drastische
Schritte vor: «Ungeimpftemüss-
ten in Quarantäne und dürften
diese erstwiederverlassen,wenn
sie nach mindestens vier Tagen
erneut einen negativenTest vor-
weisen können.»Auch SVP-Frak-
tionschef Thomas Aeschi sagte
der Zeitung, dass es «strikte
Grenzkontrollen» brauche: «Nur
wer an der Schweizer Grenze
zweifelsfrei nachweisen kann,

dass er oder sie kein Träger und
Verbreiter des Virus ist, soll ein-
reisen dürfen.»

«Wer verreist, sollte sich
impfen lassen»
Bisher hat der Bund auf diese
Phalanx der Forderungen kaum
reagiert. Schon nach derBundes-
ratssitzungvor einerWochewich
Gesundheitsminister Alain Ber-
set entsprechenden Fragen aus.
Man werde sich mit der Sache
intensivbeschäftigen, sagte er le-
diglich. Ähnlich lapidar reagierte
VirginieMasserey,Leiterin Infek-
tionskontrolle beim Bundesamt
für Gesundheit, gestern auf die
Frage, ob zumHerbst verschärf-

te Grenzkontrollen notwendig
seien: «Wer verreist, sollte sich
impfen lassen.» Und zwar mög-
lichst bald, denn immerhin daue-
re es gut sechs Wochen, bis der
Impfschutz vollständig sei.

ImÜbrigen sei die Inzidenz in
der Schweiz derzeit so hoch, dass
verschärfte Einreisebestimmun-
gen kaumeinenUnterschiedma-
chenwürden. Sie verwies auf die
gültigen Bestimmungen: Qua-
rantäneregeln gibt es nur für
Rückkehrer aus Ländern, in de-
nen eine besorgniserregende
Virusvariante verbreitet ist.

Allerdings wird zurzeit kein
einziges Land als Variantenge-
biet eingestuft – es gelten seit

dem 4. August keine Corona-
Einreisebeschränkungen mehr
für die Schweiz. Die Beobach-
tung der Inzidenzzahlen imAus-
land und die damit verbundene
Quarantänepflichtwurde schon
am 26. Juni aufgehoben. Im
Sommer herrschte, nicht nur für
Geimpfte, Genesene und Getes-
tete, die grosse Freiheit – auch
wenn dieMaskenpflicht und ver-
schiedene Zugangsbeschrän-
kungen weiter galten.

Der Bundesrat will dennoch
vermeiden, dass das Land auch
diesen Herbst, wie schon vor ei-
nem Jahr, von einer Corona-Wel-
le überrollt wird. Bereits Ende
Juni machte er sich deshalb Ge-

danken über eine Mittelfristpla-
nung – und fasste auch erneute
Reisebeschränkungen ins Auge:
«Es ist davon auszugehen, dass
Einreiseverbote für gewisse Län-
der auch noch längerfristig not-
wendig seinwerden», hiess es in
einem Konzeptpapier.

Ein Problem ist allerdings,
dass die gesetzlichen Grundla-
gen für solche Schritte, die im
Covid-19-Gesetz festgelegt sind,
nur bis Ende Jahr gelten. Eine
Verlängerung wird unumgäng-
lich sein –weder derWinter noch
das Coronavirus halten sich an
den Kalender der Politik.

Hans Brandt

Die Angst vor einer Infektionswelle in den Herbstferien
Reiserückkehrer Kantone fordern scharfe Einreisekontrollen und die Einführung einer Quarantäneliste. Doch der Bund zögert.

Spitaleintritte werden verzögert
gemeldet. Die jüngsten Tages-
werte dürften daher noch steigen.
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7-Tage-Durchschnitt

Weniger Spitaleintritte

Spitaleintritte pro Tag im August

51,6 Prozent der Bevölkerung
vollständig geimpft

Vom 24. August bis 30. August
sind in der Schweiz 162’995
Impfdosen gegen Covid-19
verabreicht worden. Damit sind
51,6 Prozent der Bevölkerung
vollständig geimpft. Dies geht
aus den Angaben hervor, die
das Bundesamt für Gesundheit
gestern auf seiner Website ver
öffentlichte.

Insgesamt wurden seit
Beginn der Impfkampagne
9’632’891 Impfungen verabreicht.
4’466’234 Personen haben
zwei Impfdosen erhalten, bei
700’423 Personen wurde bislang
nur die Erstimpfung vorgenommen.
Pro Tag wurden letzte Woche
durchschnittlich 23’285 Impfungen
durchgeführt. Im Vergleich zur
Woche davor stieg die Impfkadenz
um 8 Prozent. (sda)


